
  
  

 

 
  

  
 

  

    

  
            

 
   
  

   
  
  

 
 
 
 

 
  

   
 

 
      

 
  

     
   

         
   

 
  

    
  

  

Deutscher Bundestag Drucksache 19/24388 
19. Wahlperiode 17.11.2020 

Antrag 
der Fraktionen CDUCSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Nationalismus und Rassismus die Stirn bieten – Einfluss der Ülkücü-Bewegung 
zurückdrängen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag verurteilt und wendet sich entschlossen gegen jedes Weltbild, 
das auf den Wahn von Rasse und Weltherrschaft gebaut ist und sich gegen die Men-
schenwürde und den Gedanken der Völkerverständigung richtet. Deutschland geht und 
wird weiter mit allen Mitteln und aller Entschlossenheit des Rechtsstaates und der 
wehrhaften Demokratie gegen rechtsextremistische Bewegungen vorgehen. Die Be-
kämpfung des Rechtsextremismus – sei er deutscher oder ausländischer Provenienz – 
muss in einem Land mit unserer Geschichte zur Staatsräson gehören. 
Aufgrund ihrer Anhängerzahl kommt unter den rechtsextremistischen Bewegungen 
der „Ülkücü“-Bewegung auch in Deutschland eine besondere Bedeutung zu. Die Be-
wegung entstand Mitte des 20. Jahrhunderts in der Türkei und tritt in Europa in einer 
Reihe von Staaten militant und gewaltsam auf. Sie fußt auf einer nationalistischen und 
rassistischen Ideologie, deren Wurzeln im Panturkismus und Turanismus liegen. Als 
Ideal gilt ihren Anhängern, die umgangssprachlich als „Graue Wölfe“ bezeichnet wer-
den, die Errichtung eines ethnisch homogenen, vom Balkan bis nach China reichenden 
Großreiches aller Turkvölker unter Führung der Türken. Im rassistischen Weltbild der
„Ülkücü“-Ideologie nimmt der Antisemitismus einen zentralen Platz ein, zugleich 
werden insbesondere Armenier und Kurden herabgewürdigt und zu Feinden des Tür-
kentums erklärt. 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz beziffert die Zahl der türkischen Rechtsextre-
misten in Deutschland auf rund 11.000 Personen und erkennt sowohl in der „Födera-
tion der Türkisch-Demokratischen Idealistenvereine in Deutschland e. V.“ (ADÜTDF) 
als auch in der „Union der Türkisch-Islamischen Kulturvereine in Europa e. V.“ 
(ATİB) Dachverbände der „Ülkücü“-Bewegung. Daneben finden sich weitere Struk-
turen und unorganisierte Anhänger, die insbesondere im Internet und in den sozialen 
Netzwerken ihre Agitation entfalten, um türkischsprachige Jugendliche, die in 
Deutschland geboren und aufgewachsen sind, für türkisch-rechtsextreme Organisati-
onsstrukturen zu mobilisieren. Sie schüchtern als politische Gegner wahrgenommene 
Personen ein und bedrohen sie vielfach offen. Die „Ülkücü“-Bewegung wirkt damit 
auch der Integration türkeistämmiger Bürgerinnen und Bürger in Deutschland entge-
gen und zielt auf eine Spaltung unserer Gesellschaft. 
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Das politische Konzept der „Ülkücü“-Bewegung missachtet die Menschenwürde. Ihr 
biologistischer Rassismus, ihr Antisemitismus, ihr Antiliberalismus und ihr Grundsatz 
der unbedingten Führerautorität sind mit dem Demokratieprinzip und den Grundwer-
ten unserer Verfassung unvereinbar und richten sich bewusst gegen den Gedanken der 
Völkerverständigung. Die desintegrative Agitation der Bewegung stellt auch eine 
ernstzunehmende Bedrohung für unsere innere Sicherheit dar. Der Deutsche Bundes-
tag sieht deshalb ein konsequentes Vorgehen gegen die Aktivitäten der „Ülkücü“-Be-
wegung sowohl auf deutscher wie europäischer und internationaler Ebene als drin-
gende Aufgabe an. 

II. Der Deutsche Bundestag begrüßt, 

dass der Präsident der Französischen Republik durch Dekret vom 4. November 2020 
die Organisation der Grauen Wölfe in Frankreich verboten hat. Er verbindet damit die 
Hoffnung, dass weitere Staaten diesem Beispiel folgen. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. gemeinsam mit unseren europäischen und internationalen Partnern alle erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Einfluss der „Ülkücu“-Bewegung in Eu-
ropa zurückdrängen; 

2. die Aktivitäten der „Ülkücü“-Bewegung insbesondere in Deutschland fortlaufend 
genau zu beobachten und ihnen mit den Mitteln unseres Rechtsstaates entschlos-
sen entgegenzuwirken; 

3. gegen die Vereine der „Ülkücü“-Bewegung Organisationsverbote zu prüfen, um 
jeder sich gegen die Werte unseres Grundgesetzes, den Gedanken der Menschen-
würde und der Völkerverständigung richtenden Aktivität rechtsstaatlich konse-
quent entgegenzutreten; 

4. Programme über das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ und die Bundes-
zentrale für politische Bildung sowie Informationsmaterial des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz im Rahmen der bestehenden Finanzierung aufzulegen bzw. zu 
verstetigen, um Öffentlichkeit, Vereine, Verbände und Institutionen über die 
Ziele und Methoden der Bewegung im Sinne der Demokratiebildung aufzuklären; 

5. alle gesetzlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, um der regen Agitation der
Ülkücü-Bewegung im Internet rechtsstaatlich und konsequent entgegenzutreten; 

6. Solidarität mit von den Grauen Wölfen verfolgten Personen und Gruppen in 
Deutschland, Europa und der Türkei zu zeigen und diese bestmöglich zu unter-
stützen. 

Berlin, den 17. November 2020 

Ralph Brinkhaus, Alexander Dobrindt und Fraktion 
Dr. Rolf Mützenich und Fraktion 
Christian Lindner und Fraktion 
Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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